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Vom 12.11.2019 Es schreibt Ihnen: 
 Ingrid Grünberg-Rinkleff 

- Vorstand - 
 Öffentlichkeitsarbeit
 Telefon: +49 (0) 30 834 55 06 

ingrid.gruenberg-rinkleff@dvg-
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Betrifft: Entlastung für Betriebsrentner/Direktversicherte 

 

Der Verein Direktversicherungsgeschädigte weist die Einigung im 

Koalitionsausschuss zu Krankenkassenbeiträgen auf Direktversicherungen im 

Rahmen des Grundrentenentwurfes als unzureichend zurück. Insbesondere 

diejenigen Verträge, die vor 2004 abgabenfrei abgeschlossen wurden, profitieren 

in keiner Weise von einem monatlichen Freibetrag von € 155,75, denn eine 

Rückwirkung für die vor 2004 abgeschlossenen Verträge ist derzeit nicht 

erkennbar. Rund 2 Millionen Direktversicherte haben bereits für 10 Jahre ihre 

Beiträge gezahlt. Mit der Freibetragsregelung würde die eigentliche 

Ungerechtigkeit für diese Personengruppe nicht beseitigt werden. 

Von der Beitragspflicht sind allenfalls Direktversicherungen mit einer 

Kapitalauszahlung knapp unter 19.000 €uro befreit. Da diese kleinen Beträge eher 

untypisch für Zusatzrenten sind, die eine tatsächliche Kompensation für die 

deutlich geringeren Altersbezüge bewirken sollen, ist mit dem Freibetrag die 

eigentliche Misere nicht einmal annähernd angepackt worden (unter dieser fiktiv 

angesetzten Kapitalsumme ist real nur eine Monats-Rente von zirka 75 € 

möglich). 

Die Versorgungsbezieher und Vorsorgesparer sind die einzige Personengruppe in 

der GKV, die mit dem vollen Beitrag endgültig belastet bleibt. Freiwillige Mitglieder 

bekommen in aller Regel vom Arbeitgeber einen Zuschuss in Höhe des halben 

Beitrages. Der Selbständige, der freiwillig versichert ist, kann ebenfalls 

mindestens den halben Beitrag als Betriebsausgabe absetzen. Eine Rechtfertigung 

für den vollen Beitragssatz für die Personengruppe der Versorgungsbezieher ist 

nicht ersichtlich. 
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Da nur Betroffene mit kleinen Auszahlungssummen durch den Freibetrag 

überhaupt entlastet werden, halten wir weiterhin an unserer Forderung nach 

Abschaffung der vollen Verbeitragung nach Auszahlung fest: Die absurde 

Festlegung, dass nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses der 

Arbeitgeberanteil vom Arbeitnehmer gezahlt werden soll, wird durch den 

Freibetrag in keiner Weise korrigiert. 

In dem derzeitigen Vorschlag des Koalitionsausschusses sehen wir aus dem 

Blickwinkel der Direktversicherungsgeschädigten daher nichts weiter als einen 

Ablenkungsversuch von der eigentlichen Problematik: Hier soll abgelenkt werden 

von der Fehlinterpretation des § 229 Abs. 1 Satz 3 SGB V, die zu revidieren man 

natürlich um jeden Preis vermeiden möchte. Dazu müsste man die 

formaljuristisch umstrittene Gesetzeslage noch einmal aufgreifen. Deshalb wird 

nun eine vermeintliche Fehlerkorrektur im Beitragsrecht der GKV 

unverständlicherweise an eine Rentenkorrektur gekoppelt. 

Der Verein Direktversicherungsgeschädigte bleibt daher bei seiner generell 

kritischen Bewertung: Ein Freibetrag ist für den Bürger infolge der Veränderungen 

(Beitragsbemessungsgrenzen, Rentenanpassungen, Beitragssatzveränderungen, 

evtl. mehrere Versorgungsbezüge) kaum nachvollziehbar. Jährliche und 

unterjährige Veränderungen machen eine Kontrolle und Überprüfung für die 

Versicherten nahezu unmöglich. Diese Regelung ist vergleichbar mit dem 

komplizierten Steuerrecht.   

Hingegen ist eine Reduzierung der Doppelverbeitragung auf den halben 

Beitragssatz ein bekanntes und transparentes Verfahren. Eine einfache Kontrolle 

und Überprüfung wäre möglich, und es wäre außerdem eine gerechte Belastung 

gemäß der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Einzelnen. 

Der Verein Direktversicherungsgeschädigte bekräftigt daher seine Forderungen 

nach Abschaffung der Doppel- und Mehrfachverbeitragung und der Rückerstattung 

ungerechtfertigt gezahlter Beitragsleistungen für Versicherungsverträge, die vor 

2004 abgeschlossen wurden. 

Da die Politik die sachlich vorgetragenen Argumente des Vereines nicht 

berücksichtigt hat, wird der Verein sich weitere juristische Überprüfungen auf der 

Grundlage der neu zu schaffenden Gesetzeslage vorbehalten. 
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